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Neue regionalisierte Wohnungsbedarfs-
prognose für Baden-Württemberg bis 2025

Werner Brachat-Schwarz, Heike Schmidt, Cornelia Schwarck

Die Wohnungsbautätigkeit in Baden-Württem-

berg ist seit Mitte der 90er-Jahre stetig zurück-

gegangen. Wurden 1994 in Baden-Württemberg 

insgesamt – das heißt durch Neubau von Wohn- 

und Nichtwohngebäuden sowie im Zuge von 

Baumaßnahmen im Bestand – noch 101 700 

Wohnungen fertiggestellt, waren es im Jahr 

2006 nur 37 200; das ist der drittniedrigste 

Wert in der Geschichte des Landes nach den 

Jahren 2003 (35 400) und 2005 (36 100). Der 

Anstieg der Haushaltszahl gegenüber den Ver-

hältnissen zu Beginn dieses Jahrhunderts hat 

sich ebenfalls abgeschwächt. Aufgrund dieser 

nur noch verhaltenen Zunahme der Haushalts-

zahlen ist die Wohnungs versorgung trotz rela-

tiv geringer Fertigstellungs zahlen in weiten 

Teilen des Landes durch einen deutlichen Trend 

hin zur Vollversorgung gekenn zeichnet. Landes-

weit wurde für das Jahr 2005 sogar bereits 

eine rechnerische Überversorgung festgestellt. 

Trotz dieser insgesamt positiven Entwicklung 

wurde für die meisten Stadtkreise und die 

Landkreise mit Hochschulen ein weiter hin 

hohes Defizit ermittelt.

Was den künftigen Bedarf aufgrund steigender 

Haushaltszahlen sowie für den Ersatz von weg-

fallenden Wohnungen bis zum Jahr 2025 angeht, 

ist landesweit von etwa 450 000 Wohnungen 

auszugehen. Werden darüber hinaus in adä-

quatem Umfang noch bestehende Wohnungs-

defizite berücksichtigt, so liegt der landes weite 

Baubedarf bis 2010 bei knapp 28 000 Woh nungen 

pro Jahr, danach nur noch bei 22 000 Einheiten. 

Der höchste künftige Wohnungs bedarf wurde 

für den Landkreis Heilbronn ermittelt.

Noch 1992 fehlten 300 000 Wohnungen im Land

1950 standen für ca. 2 Mill. Haushalte nur 

1,4 Mill. Wohnungen zur Verfügung, rein rech-

nerisch fehlten damit etwa eine halbe Million 

Wohnungen (vgl. Schaubild 1). Die beachtliche 

Bauleistung im ersten Jahrzehnt des Bestehens 

des Landes hat aber dazu geführt, dass sich die 

Wohnungsversorgung stetig verbessert hat. 

Dagegen konnte in den 60er-Jahren die Unter-

versorgung mit Wohnraum aufgrund der zeit-

weise starken Zuwächse bei der Bevölkerungs- 

und Haushaltszahl nicht mehr entscheidend 

abgemildert werden. Mit Einsetzen der starken 

Rückwanderung von ausländischen Arbeits-

kräften Mitte der 70er-Jahre in ihre Heimat und 

einer damals immer noch beachtlichen Bautätig-

keit wurde Mitte der 80er-Jahre eine Phase mit 

S1
Wohnungsdefizit in Baden-Württemberg von 1950 bis 2005
(gleitende 3-Jahresdurchschnitte)*)

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 331 07

*) Negative Werte zeigen eine rechnerische Überversorgung an.
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Erläuterungen zur Ermittlung des 

Wohnungsdefizits bzw. -bedarfs 

1. Allgemeines zum methodischen Ansatz1 

Das Statistische Landesamt geht in seiner 

Untersuchung von einem normativen An-

satz aus. Das bedeutet: Die Bewertung der 

quan titativen Wohnungsversorgung erfolgt 

unter der Vorgabe, dass für jeden Haushalt, 

für den ein Wohnungsbedarf angenommen 

wurde, eine Wohnung zur Verfügung stehen 

sollte. Da mit wird die Versorgungssituation 

auf einem regionalen Wohnungsmarkt vor 

allem durch den Wohnungsbestand einer-

seits und die Haushalte als Träger des Woh-

nungsbedarfs andererseits bestimmt. Das 

Verhältnis von Wohnungen zu Haushalten 

gibt – unabhängig von der tatsächlichen Ver-

teilung der Wohnungen auf die Haushalte – 

Auskunft darüber, wie viele Wohnungen für 

die Nutzung durch private Haushalte zur Ver-

fügung stehen. Die verwendete Norm „eine 

Wohnung je Haushalt“ berücksichtigt dabei 

keine weiteren quantitativen und qualita-

tiven Anforde rungen. Beispielsweise wäre 

der Wohnungs markt auch rechnerisch dann 

ausgeglichen, wenn Haushalte mit 5 und 

mehr Personen nur mit Drei-Zimmer-Woh-

nungen versorgt wären. Hinzu kommt, dass 

aufgrund fehlen der Daten nicht berücksich-

tigt werden kann, ob es sich dabei um eine 

Wohnung mit „ein facher“, „mittlerer“ oder 

„guter“ Ausstattung handelt. Ebenso wenig 

wurden Wohnfläche und Lage der Wohnung 

in die Untersuchung einbezogen.

2. Das aktuelle Wohnungsdefizit

Hier wird berechnet, wie viele Haushalte 

momentan keine eigene Wohnung haben. 

Beim Begriff „eigene Wohnung“ geht es um 

die alleinige Verfügbarkeit, das heißt den 

Besitz einer Wohnung, und nicht darum, ob 

der Haushalt Eigentümer oder Mieter ist. 

Das Wohnungsdefizit ist auch nicht so zu 

verstehen, dass die ermittelten Haushalte 

ohne eigene Wohnung überhaupt nicht mit 

Wohnraum versorgt sind. Es bedeutet viel-

mehr, dass diese Haushalte ihre Wohnung 

mit einem anderen Haushalt teilen. So hatte 

die zunehmende Anspannung des Wohnungs-

marktes zu Beginn der 90er-Jahre dazu ge-

führt, dass beispielsweise junge Erwachse-

ne wieder länger bei ihren Eltern wohnten, 

obwohl sie bereits selbstständig wirtschaf-

teten und damit definitorisch einen eigenen 

Haushalt darstellten.

Das Wohnungsdefizit wurde für das Jahr 

2005 berechnet und ist die Differenz der 

Zahlen

  „Haushalte mit Wohnungsbedarf“ und

 „zu berücksichtigender Wohnungsbestand“.

Als „Haushalte mit Wohnungsbedarf“ wer-

den alle Hauptmieter- und Eigentümerhaus-

halte angesehen. Dagegen wird nur für einen 

Teil der Untermieterhaushalte ein Wohnungs-

bedarf angenommen: für alle, die zwei oder 

mehr Personen zählen, und für 10 % der 

Einpersonen-Untermieterhaushalte. Für die 

übrigen Untermieterhaushalte wird ange-

nommen, dass sie keinen Bedarf nach einer 

eigenen Wohnung haben, da sie zum Bei-

spiel als Studenten oder Monteure anderen-

orts ihre eigentliche Wohnung haben und nur 

temporär in einem Untermieterverhältnis 

leben.

Die Zahl der „zu berücksichtigenden Woh-

nungen“ ergibt sich aus dem Wohnungs-

bestand abzüglich einer für einen funktio-

nierenden Wohnungsmarkt notwendigen 

Fluktuationsreserve. Diese wurde in Höhe 

von 2,5 % angesetzt.

3. Der Wohnungsneubedarf

Der Wohnungsneubedarf resultiert aus einer 

im Prognosezeitraum gegenüber dem Aus-

gangsjahr der Vorausrechnung (möglicher-

weise) steigenden Haushaltszahl. Zur Ermitt-

lung der voraussichtlichen Entwicklung der 

Haushalte wurde eine Haushaltsprognose 

erstellt, welche wiederum eine Bevölkerungs-

vorausrechnung voraussetzt. Bei der Bevöl-

kerungsprognose wurde auf die im Februar 

2007 veröffentlichten regionalisierten Vo-

rausrechnung für Baden-Württemberg zum 

31. Dezember 2005 zurückgegriffen.2

Die Ergebnisse der kleinräumigen Bevölke-

rungsvorausrechnung wurden mithilfe des 

sogenannten Haushaltsmitgliederquoten-

verfahrens in die Zahl und Struktur der Pri-

vathaushalte umgerechnet. Bei diesem Ver-

fahren wird eine Verteilungsprognose erstellt, 

welche die Bevölkerung – differenziert nach 

Altersgruppen – den Haushalten zuordnet. 

Das bedeutet, dass beispielsweise eine An-

nahme darüber getroffen werden musste, 

welcher Anteil der 20- bis 25-Jährigen im 

Jahre 2005 in Ein-, Zwei-, Drei- und Vierper-

sonenhaushalten sowie in Haushalten mit 

5 und mehr Personen leben wird. Für den 
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Prognosezeitraum wurde unterstellt, dass 

die Haushaltsmitgliederquoten unverändert 

bleiben.

4. Der Wohnungsersatzbedarf

Der Ersatzbedarf postuliert, dass für alle 

durch Abbruch, Umwidmung oder Zusam-

menlegung wegfallenden Wohnungen Er-

satz zu schaffen ist. Eine Detailanalyse der 

in der Abgangsstatistik erfassten Wohnungs-

abgänge ergab, dass die Abgangsquoten und 

ihre Trendentwicklung stark vom Bau alter der 

Gebäude abhängen. Deshalb wurden die zu 

erwartenden Abgänge für die Baualtersgrup-
pen „bis 1918“, „von 1919 bis 1948“, „von 

1949 bis 1957“ sowie „1958 bis 1978“ jeweils 

separat berechnet. Dabei wurden für die 

Baualtersgruppe „bis 1918“ regional unter-

schiedliche Abgangsquoten errechnet und 

vorgegeben, da diese Gebäude in eher städ-

tischen Gebieten wegen der originären Bau-

substanz sowie der vorgenommenen Sanie-

rungen und Modernisierungen einen besseren 

Zustand aufweisen als jene in den eher länd-

lichen Gebieten. Für die drei zuletzt genann-

ten Baualtersgruppen konnten dagegen lan-

deseinheitliche Abgangsquoten vorgegeben 

werden, welche mittels Trendschätzung er-

mittelt wurden. Stützzeitraum hierfür waren 

die Jahre 1979 bis 2005. Um eventuellen 

Unschärfen der Abgangsstatistik sowie den 

möglichen Abgängen aus der Baualtersklas-

se nach 1978, für die ja kein ge sonderter An-

satz gewählt wurde, Rechnung zu tragen, 

wurden die errechneten regionalisierten Ab-

gangsquoten pauschal um 50 % erhöht.

1 Der prinzipielle methodische Ansatz ist ausführlicher beschrieben in: Walla, Wolfgang/Brachat-Schwarz, Werner/Richter Hans 
J.: Regionalisierte Wohnungsbedarfsprognose, in: Jahrbücher für Statistik und Landeskunde 1995/96, S. 89 – 129.

2 Vgl. Dominé, Attina/Schwarck, Cornelia: Ergebnisse der regionalisierten Bevölkerungsvorausrechnung bis 2025 in Baden-
Württemberg, in: Statistisches Monatsheft Baden-Württemberg 6/2007.

– wenn auch geringer – rechnerischer Überver-

sorgung mit Wohnungen erreicht. Bis gegen 

Ende der 80er-Jahre änderte sich diese Woh-

nungsmarktsituation nur unwesentlich.

Ein spürbarer Rückgang der Fertigstellungs-

zahlen und die mit den Entwicklungen der 

späten 80er-Jahre in Osteuropa verbundenen 

erheblichen Zuwanderungen führten zu Beginn 

der 90er-Jahre wieder zu einem deutlichen 

Wohnungsfehlbestand. Bis Ende 1992 hatte 

sich ein landesweites Defizit in Höhe von ca. 

300 000 Wohnungen aufgebaut. Seither hat 

sich das rechnerische Wohnungsdefizit trotz 

der erheblich gesunkenen Wohnungsbautätig-

keit stetig verringert. Bereits seit dem Jahr 2000 

ist der Wohnungsmarkt landesweit erstmals 

wieder ausgeglichen; im Jahr 2005 ergab sich 

eine rechnerische Überversorgung in Höhe von 

landesweit knapp 33 000 Wohnungen. Dieses 

günstige Landesergebnis bedeutet jedoch 

nicht, dass in allen Teilräumen des Landes ein 

ausgeglichener Wohnungsmarkt gegeben ist.

Nur noch 13 der 44 Kreise mit einem 

Wohnungsdefizit 

Was die Wohnungsversorgung in den Teilräu-

men des Landes betrifft, so hat sich diese gegen-

über den letzten Berechnungen für das Jahr 

2002 – mit wenigen Ausnahmen – weiter ver-

bessert. Von den 15 Kreisen, die 2002 noch ein 

Wohnungsdefizit (vgl. i-Punkt) aufwiesen, ist 

dieses seither in den Landkreisen Böblingen 

und Ludwigsburg sowie im Rhein-Neckar-Kreis 

und im Stadtkreis Mannheim absolut betrach-

tet am stärksten zurückgegangen (jeweils um 

2 000 bis 2 500 Wohnungen). In den Landkreisen 

Böblingen und Breisgau-Hochschwarzwald hat 

sich das bisherige Wohnungsdefizit sogar in 

eine geringe rechnerische Überversorgung 

verwandelt. Lediglich im Stadtkreis Karlsruhe 

fehlen im Vergleich zu 2002 etwas mehr Woh-

nungen (+ 100); im Landkreis Karlsruhe liegt 

der Fehlbestand unverändert bei 2 800 Woh-

nungen. 

Bezogen auf den aktuellen Wohnungsbestand 

fehlen im Stadtkreis Freiburg im Breisgau wei-

terhin die meisten Wohnungen (14 %), gefolgt 

von den Stadtkreisen Heidelberg (12 %) und 

Stuttgart (10 %). Dagegen wurde für immerhin 

31 der 44 Stadt- und Landkreise eine rechne-

rische Voll- oder sogar „Überversorgung“ er-

mittelt (vgl. Tabelle). 

Trotz der insgesamt positiven Entwicklung in 

der Wohnungsversorgung ist das immer noch 

relativ hohe Defizit in den meisten, bereits ge-

nannten Stadtkreisen und den Landkreisen mit 

Hochschulen beachtlich. Das Wohnungsdefizit 

ist in den zuletzt genannten Kreisen in der Reali-

tät aber wohl geringer, als es die rechnerischen 

Ergebnisse erwarten lassen: Die Haushalts-

definition stellt nämlich auf den Sachverhalt 

„gemeinsam wohnen und wirtschaften“ ab. 

Insbe sondere bei Wohngemeinschaften von 
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Studenten oder bei nicht ehelichen Lebensge-

meinschaften ist die Zusammenfassung in 

einen, beziehungsweise die Aufspaltung in 

mehrere Haushalte von der Selbsteinschätzung 

der Befragten abhängig. Dies bewirkt in Hoch-

schulstandorten unter Umständen überhöhte 

Bedarfszahlen.

Hinzu kommt ein weiterer Punkt, weshalb das 

Wohnungsdefizit in den Groß- und vor allem 

in den Universitätsstädten unter Umständen 

zu hoch ausgewiesen ist: Möglicherweise sind 

nämlich bereits die Bevölkerungszahlen, die 

die Grundlage für die Berechnung der Haus-

haltszahlen und des Wohnungsdefizits bilden, 

aufgrund von Ungenauigkeiten in der amtlichen 

Bevölkerungsfortschreibung unzutreffend aus-

gewiesen. Hierauf hatte das Statistische Lan-

desamt bereits im Jahr 1996 hingewiesen.1 

Schließlich dürfte auf der anderen Seite das 

Wohnungsangebot in Hochschulstädten unter-

schätzt sein, weil die Wohnheimplätze nicht in 

der Wohnungsfortschreibung enthalten sind.

Kleinere Kommunen sind voll versorgt

Im Jahr 2005 waren immerhin gut 900 der 

1 109 baden-württembergischen Gemeinden 

– statistisch betrachtet – voll- oder bereits 

„überversorgt“; das sind annähernd 85 % der 

Kommunen. Dabei sind günstige Situationen 

meist in kleineren Gemeinden anzutreffen: In 

Städten mit mehr als 100 000 Einwohnern lag 

das durchschnittliche Defizit im Jahr 2005 bei 

gut 7 % und in Kommunen mit 50 000 bis 

100 000 Einwohnern bei knapp 2 %. Dagegen 

wurde bereits für Städte mit zwischen 20 000 

und 50 000 Einwohnern eine geringe und für 

Gemeinden mit bis zu 20 000 Einwohnern eine 

deutliche „Überversorgung“ mit Wohnungen 

ermittelt (0,7 % bzw. 4,6 %).

Die Wohnungsmarktsituation hat sich auch in 

allen vier Raumkategorien des Landesent-

wicklungsplanes gegenüber 2002 nochmals 

verbessert: In den Randzonen um die Ver-

dichtungsräume, den Verdichtungsbereichen 

im Ländlichen Raum und dem Ländlichen Raum 

im engeren Sinne sind die Haushalte im Schnitt 

ausreichend mit Wohnungen versorgt; ledig-

lich die Gemeinden in den Verdichtungsräumen 

weisen mit durchschnittlich 3 % immer noch 

ein nicht unerhebliches Wohnungsdefizit auf. 

Wohnungsneubedarf geht nach 2015 

deutlich zurück

Der künftige Wohnungsbedarf setzt sich aus 

dem Wohnungsneubedarf und dem Wohnungs-

ersatzbedarf zusammen. Entscheidend für die 

Höhe des Wohnungsneubedarfs, also den Be-

darf aufgrund steigender Haushaltszahlen, 

sind die zugrunde gelegten Annahmen zur zu-

künftigen Bevölkerungsentwicklung, die ins-

besondere aus dem Trend der letzten Jahre ab-

geleitet werden (vgl. auch i-Punkt). Seit Ende 

1998 bis Juni 2002 hat sich die Einwohnerzahl 

Baden-Württembergs um 205 000 Personen auf 

10,63 Mill. erhöht. Ganz entscheidend für diese 

dynamische Entwicklung war damals die relativ 

günstige Arbeitsmarktsituation im Land, die zu 

einem starken Bevölkerungszuzug führte. 

In den letzten Jahren hat sich der Wanderungs-

gewinn allerdings deutlich verringert; lag die-

ser in den Jahren 2001 und 2002 noch bei an-

nähernd 70 000 bzw. 56 000 Menschen, sind 

im Jahr 2005 nur noch 18 000 Personen mehr 

nach Baden-Württemberg zu- als fortgezogen. 

Aufgrund dieses Trends in den letzten Jahren 

hin zu eher moderaten Wanderungsgewinnen, 

wurde für die dem Wohnungsneubedarf als 

Basis dienende Bevölkerungsvorausrechnung 

bis zum Jahr 2025 ein jährlicher Wanderungs-

gewinn von etwa 17 000 Personen zugrunde 

gelegt.2 Zusammen mit der natürlichen Bevöl-

kerungsentwicklung, die künftig von einem 

Geburtendefizit geprägt sein wird, errechnete 

sich landesweit bis 2011 noch ein geringfügiger 

Anstieg der Bevölkerungszahl um 30 000 Per-

sonen. Danach schließt sich bis 2025 ein Rück-

gang um etwa 135 000 Personen an. Gegen-

über dem Basisjahr 2005 bedeutet dies eine 

Abnahme der Bevölkerungszahl um 1 %. 

Basierend auf den Ergebnissen dieser Bevöl-

kerungsvorausrechnung wird sich dagegen 

die Zahl der Haushalte landesweit sogar bis 

2025 erhöhen: bis zum Jahr 2015 um 2,9 %, 

von 2015 bis 2025 nochmals um 0,9 %. Ursache 

dieser Diskrepanz zwischen Haushalts- und Be-

völkerungsentwicklung ist das „Hineinwachsen“ 

stark besetzter Altersgruppen in solche Alters-

gruppen, die – wie beispielsweise die Älteren – 

überwiegend in kleinen Haushalten leben. So 

wird die landesweite Zahl der Ein- bzw. Zwei-

personenhaushalte noch deutlich zunehmen, 

während diejenige der Drei-, Vier- bzw. Fünf-

personenhaushalte zurückgehen wird.

Aus den erwarteten Zunahmen der Bevölke-

rungs- und Haushaltszahlen resultiert – wiede-

rum unter Einbeziehung einer für einen funk-

tionierenden Wohnungsmarkt notwendigen 

Fluktuationsreserve – für die Jahre 2006 bis 

2015 ein Wohnungsneubedarf von landesweit 

137 000 Wohnungen; für die Jahre 2016 bis 

2025 liegt diese Bedarfskomponente nur noch 

bei 46 000 Einheiten. Der Anstieg der Haushalts-

zahl und damit der Wohnungsneubedarf werden 

1  Vgl. Leibing, Eberhard: 
Ungerechte Verteilung 
von Finanzmitteln durch 
unzutreffende Einwohner-
zahlen? – Ein offener Brief 
des Präsidenten des Sta-
tistischen Landesamtes 
an die Gemeinden, in: Die 
Gemeinde, Heft 03/96, 
S. 77 ff.

2  Vgl. Cornelius, Ivar: Die 
Bevölkerungsentwicklung 
in Baden-Württemberg bis 
zum Jahr 2050 – Ergeb-
nisse einer neuen Voraus-
rechnung, in: Statistisches 
Monatsheft Baden-Würt-
temberg 2/2007, S. 5 ff.
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Wohnungsdefizit 2005 sowie Wohnungsneubedarf und -ersatzbedarf bis 2025 in den Stadt- und Landkreisen 
Baden-Württembergs

Stadtkreis (SKR)
Landkreis (LKR)
Region

Regierungsbezirk
Land

Wohnungs-
defizit
20051)

Wohnungsneubedarf Wohnungsersatzbedarf
Künftiger Wohnungsbedarf ins-

gesamt2)

2006 - 2015 2016 - 2025 2006 - 2015 2016 - 2025 2006 - 2025

1 000 %3)

Stuttgart (SKR) +  29,2 –   0,8 –   4,3 7,9 13,5 16,3 5,6
Böblingen (LKR) –   2,2 +   5,8 +   2,1 2,8 4,7 15,5 9,3
Esslingen (LKR) –   1,4 +   8,0 +   2,8 4,6 7,5 22,9 9,7
Göppingen (LKR) –   3,2 +   2,4 +   0,5 2,4 3,8 9,1 7, 9
Ludwigsburg (LKR) +   0,1 +   9,1 +   3,3 4,3 7,0 23,7 10,1
Rems-Murr-Kreis (LKR) –   2,1 +   6,6 +   2,1 3,7 6,0 18,3 9,6
Region Stuttgart +  20,3 +  31,0 +   6,5 25,7 42,5 105,8 8,6

Heilbronn (SKR) +   1,0 +   0,7 –   0,2 1,5 2,6 4,6 8,1
Heilbronn (LKR) –   5,0 +   9,6 +   5,4 2,9 4,2 22,1 15,6
Hohenlohekreis (LKR) –   3,1 +   1,4 +   0,8 1,0 1,4 4,6 9,8
Schwäbisch Hall (LKR) –   5,1 +   2,9 +   1,8 1,7 2,6 9,0 11,1
Main-Tauber-Kreis (LKR) –   4,9 +   0,4 +   0,1 1,6 2,2 4,4 7, 3
Region Heilbronn-Franken –  17,2 +  15,1 +   8,0 8,6 12,9 44,7 11,6

Heidenheim (LKR) –   2,4 +   0,1 –   0,5 1,5 2,5 3,7 6,0
Ostalbkreis (LKR) –   7,2 +   3,0 +   1,4 2,9 4,8 12,1 8,8
Region Ostwürttemberg –   9,5 +   3,1 +   0,9 4,5 7,3 15,8 8,0

Regierungsbezirk Stuttgart –    6,4 +  49,2 +  15,5 38,8 62,7 166,3 9,1

Baden-Baden (SKR) –   2,0 +   0,8 +   0,2 0,9 1,2 3,1 10,1
Karlsruhe (SKR) +  11,7 +   2,4 –   0,3 3,2 5,4 10,7 7, 6
Karlsruhe (LKR) +   2,8 +   8,4 +   3,4 4,7 6,8 23,2 12,6
Rastatt (LKR) –   2,2 +   3,3 +   1,1 2,6 3,7 10,7 10,7
Region Mittlerer Oberrhein +  10,4 +  14,9 +   4,5 11,4 17,1 47,8 10,5

Heidelberg (SKR) +   8,0 –   0,1 –   0,8 1,5 2,6 3,1 4,5
Mannheim (SKR) +   4,3 –   0,6 –   2,9 4,2 7,6 8,3 5,0
Neckar-Odenwald-Kreis (LKR) –   4,8 +   1,9 +   1,0 1,6 2,3 6,8 10,6
Rhein-Neckar-Kreis (LKR) +   0,1 +   7,6 +   2,1 4,5 7,2 21,5 8,8
Region Rhein-Neckar4) +   7,6 +   8,8 –   0,6 11,8 19,6 39,7 7, 3

Pforzheim (SKR) +   3,2 +   0,5 –   0,5 1,4 2,6 4,0 7, 0
Calw (LKR) –   2,5 +   1,9 +   0,6 1,5 2,1 6,1 8,6
Enzkreis (LKR) –   1,1 +   3,7 +   1,3 2,0 2,8 9,8 11,4
Freudenstadt (LKR) –   3,6 +   1,7 +   0,9 1,5 1,9 6,0 11,0
Region Nordschwarzwald –   4,0 +   7,8 +   2,3 6,4 9,4 26,0 9,6

Regierungsbezirk Karlsruhe +  13,9 +  31,4 +    6,2 29,6 46,2 113,4 8,9

Freiburg im Breisgau (SKR) +   14,1 +     3,0 +     0,5 1,9 3,3 8,6 8,6
Breisgau-Hochschwarzwald (LKR) –   0,7 +   5,5 +   2,7 2,2 2,9 13,4 12,4
Emmendingen (LKR) –   2,4 +   3,3 +   1,6 1,5 2,0 8,3 12,3
Ortenaukreis (LKR) –   9,7 +   5,5 +   2,8 4,5 6,3 19,0 10,5
Region Südlicher Oberrhein +   1,3 +  17,3 +   7,6 10,0 14,5 49,4 10,8

Rottweil (LKR) –   4,3 +   1,6 +   0,8 1,5 2,1 6,1 9,7
Schwarzwald-Baar-Kreis (LKR) –   5,2 +   1,7 +   0,1 2,2 3,3 7,3 7, 4
Tuttlingen (LKR) –   2,1 +   1,9 +   1,0 1,4 2,0 6,4 10,9
Region Schwarzwald-Baar-Heuberg –  11,6 +   5,2 +   1,9 5,2 7,5 19,8 9,0

Konstanz (LKR) +   1,6 +   4,4 +   1,6 2,4 3,7 12,1 9,4
Lörrach (LKR) –   2,2 +   3,6 +   1,1 2,1 3,1 9,9 9,7
Waldshut (LKR) –   5,1 +   1,5 +   0,4 1,8 2,4 6,0 7, 9
Region Hochrhein-Bodensee –   5,7 +   9,5 +   3,0 6,3 9,2 28,0 9,1

Regierungsbezirk Freiburg –  16,0 +  32,0 +  12,6 21,5 31,2 97,2 9,9

Reutlingen (LKR) –   2,2 +   3,1 +   1,1 2,7 4,1 10,9 8,9
Tübingen (LKR) +   3,3 +   3,3 +   1,4 1,8 2,7 9,3 9,9
Zollernalbkreis (LKR) –   2,5 +   1,1 +   0,1 2,2 3,2 6,6 7, 8
Region Neckar-Alb –   1,3 +   7,5 +   2,5 6,8 10,0 26,8 8,9

Ulm (SKR) +   2,5 +   2,0 +   0,9 1,3 2,3 6,6 11,7
Alb-Donau-Kreis (LKR) –   5,2 +   2,7 +   1,8 1,6 2,4 8,5 10,9
Biberach (LKR) –   6,2 +   3,4 +   2,2 1,6 2,2 9,4 11,9
Region Donau-Iller4) –   8,9 +   8,1 +   5,0 4,6 6,9 24,5 11,5

Bodenseekreis (LKR) –   5,8 +   3,8 +   1,6 1,7 2,7 9,7 10,1
Ravensburg (LKR) –   3,4 +   3,7 +   1,6 2,3 3,4 11,0 9,5
Sigmaringen (LKR) –   4,9 +   1,1 +   0,7 1,3 1,7 4,9 8,5
Region Bodensee-Oberschwaben –  14,1 +   8,6 +   3,9 5,3 7,8 25,6 9,5

Regierungsbezirk Tübingen –   24,4 +   24,2 +  11,4 16,7 24,7 77,0 9,8

Baden-Württemberg –   32,8 + 136,8 +  45,7 106,6 164,8 453,9 9,3

1) Negative Werte bedeuten eine rechnerische Überversorgung. – 2) Summe aus Wohnungsneu- und Wohnungsersatzbedarf. – 3) In Prozent des aktuellen Woh-
nungsbestands. – 4) Soweit Land Baden-Württemberg.

T
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sich somit in der zweiten Hälfte des Prognose-

zeitraums erheblich abschwächen. Nach dem 

Jahr 2020 ist kaum noch mit einem Wohnungs-

neubedarf zu rechnen (Schaubild 3).

Höchster Neubedarf im Landkreis Heilbronn

Dieser landesweite Bedarf in Höhe von gut 

180 000 Wohnungen bis 2025 verteilt sich recht 

unterschiedlich auf die Teilräume des Landes. 

Entscheidend für die ermittelten Regionalergeb-

nisse sind die Annahmen bezüglich der zu-

grunde gelegten Bevölkerungs- bzw. Haus-

haltsvorausrechnung: So wurde insbesondere 

unterstellt, dass die regionalen Wanderungs-

ströme, die sich in der Vergangenheit beob-

achten ließen, der Struktur nach auch für den 

Prognosezeitraum bis 2025 weiter bestehen 

werden. Das heißt, dass Gemeinden und 

Kreise, die – im Landesvergleich – in der Ver-

gangenheit eine hohe Anziehungskraft auf die 

Bevölkerung ausgeübt haben, voraussichtlich 

auch zukünftig Wanderer stärker anziehen wer-

den und umgekehrt.3

Der höchste Wohnungsneubedarf bis 2025 wurde 

– bezogen auf den aktuellen Wohnungsbe-

stand – für die Landkreise Heilbronn (+ 10,6 %), 

Breisgau-Hochschwarzwald (+ 7,7 %), Emmen-

Wohnungsbedarf*) in den Stadt- und Landkreisen Baden-Württembergs 2006 bis 2025S2

111 SKR Stuttgart     
115 LKR Böblingen   
116 LKR Esslingen     
117 LKR Göppingen
118 LKR Ludwigsburg   
119 LKR Rems-Murr-Kreis 
121 SKR Heilbronn     
125 LKR Heilbronn    
126 LKR Hohenlohekreis
127 LKR Schwäbisch Hall 
128 LKR Main-Tauber-Kreis
135 LKR Heidenheim   
136 LKR Ostalbkreis
211 SKR Baden-Baden    
212 SKR Karlsruhe     
215 LKR Karlsruhe     
216 LKR Rastatt     
221 SKR Heidelberg  
222 SKR Mannheim    
225 LKR Neckar-Odenwald-

Kreis
226 LKR Rhein-Neckar-Kreis
231 SKR Pforzheim    
235 LKR Calw       
236 LKR Enzkreis
237 LKR Freudenstadt
311 SKR Freiburg im Breisgau
315 LKR Breisgau-Hoch-

schwarzwald
316 LKR Emmendingen
317 LKR Ortenaukreis
325 LKR Rottweil
326 LKR Schwarzwald-Baar-

Kreis
327 LKR Tuttlingen
335 LKR Konstanz
336 LKR Lörrach
337 LKR Waldshut
415 LKR Reutlingen  
416 LKR Tübingen
417 LKR Zollernalbkreis
421 SKR Ulm 
425 LKR Alb-Donau-Kreis
426 LKR Biberach   
435 LKR Bodenseekreis
436 LKR Ravensburg
437 LKR Sigmaringen   

Bodensee

unter 8

8 bis unter 10

10 bis unter 12

12 und mehr

Absoluter Baubedarf

1 Kästchen := 
2 000 Wohnungen

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
Landesinformationssystem

61-61-07-007
Kartengrundlage GfK GeoMarketing

Landesdurchschnitt: + 9,3

*) Wohnungsneubedarf und -ersatzbedarf.

in %  
des Wohnungsbestandes

3 Vgl. Dominé, Attina/
Schwarck, Cornelia: Er-
gebnisse der regionali-
sierten Bevölkerungsvo-
rausrechnung bis 2025 für 
Baden-Württemberg, in: 
Statistisches Monatsheft 
Baden-Württemberg 
6/2007, S. 8 ff.
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dingen (+ 7,2 %) und Biberach (+ 7,1 %) ermittelt. 

Für die Stadtkreise Mannheim, Stuttgart und 

Heidelberg sowie im Landkreis Heidenheim 

wird allenfalls noch für einzelne Zeitabschnitte 

innerhalb des Vorausrechnungszeitraums ein 

Neubedarf erwartet. 

Im Gegensatz zum Wohnungsdefizit, das positiv 

mit der Gemeindegröße korreliert ist, zeigt sich 

bezüglich des Wohnungsneubedarfs ein ande-

res Bild: Der relativ höchste Neubedarf wurde 

für die kleineren Gemeinden mit zwischen 

2 000 und 10 000 Einwohnern errechnet, da-

gegen wird der Bedarf in den größeren Städten 

des Landes unter dem Landesdurchschnitt lie-

gen. Diese Unterschiede sind zwar auch auf 

eine unterschiedliche Dynamik in der Bevölke-

rungsentwicklung zurückzuführen, entscheiden-

der ist aber, dass in den kleineren Kommunen 

die Bevölkerung aufgrund ihrer Altersstruktur 

wesentlich stärker in diejenige Altersgruppen 

„hineinwächst“, die in Ein- oder Zweipersonen-

haushalten lebt. 

Dieser Effekt – unterschiedliche Dynamik in der 

Haushaltsentwicklung im Vergleich zur Bevöl-

kerungsentwicklung – zeigt sich auch für die 

Raumkategorien nach dem Landesentwicklungs-

plan: Während sich die voraussichtliche Ent-

wicklung der Bevölkerungszahl bis 2025 im 

Ländlichen Raum im engeren Sinne nur um 

einen Prozentpunkt von der in den Verdichtungs-

räumen unterscheiden wird, wird die Entwick-

lung der Haushaltszahlen und damit der Neu-

bedarf im Ländlichen Raum immerhin um 

3 Prozentpunkte über der der verdichteten Ge-

biete liegen. Das bedeutet, dass der Ländliche 

Raum trotz einer auch hier zurückgehenden Be-

völkerungszahl mit einem nicht unerheblichen 

Wohnungsneubedarf bis 2025 rechnen kann 

(+ 5 % bezogen auf den Wohnungsbestand).

Ersatzbedarf wird nach dem Jahr 2015 

deutlich ansteigen

Der Wohnungsersatzbedarf – die zweite Kom-

ponente des künftigen Wohnungsbedarfs – 

resu ltiert aus dem im Prognosezeitraum zu er-

wartenden Wegfall von Wohnungen aufgrund 

von Abrissen, Umwidmungen oder Zusammen-

legungen von Wohnungen. Nach den Ergeb-

nissen der Abgangsstatistik lag in den letzten 

Jahren die Zahl der jährlich weggefallenen 

Wohnungen in der Größenordnung von 4 000 

bis 5 000 Einheiten. Eine Detailanalyse der 

Wohnungsabgänge hat hierbei ergeben, dass 

deutliche Unterschiede bei den Entwicklungs-

trends festzustellen sind, und zwar abhängig 

vom Baualter der vom Abgang betroffenen 

Gebäude. Deshalb wurde die Vorausberech-

nung der im Prognosezeitraum zu erwartenden 

Wohnungsabgänge für die vier wichtigsten 

Baualtersgruppen jeweils separat vorgenom-

men und anschließend zum Gesamtergebnis 

zusammengeführt (vgl. i-Punkt). Mögliche Un-

schärfen der Abgangsstatistik sind durch einen 

angemessenen Zuschlag berücksichtigt. 

Für das Land insgesamt errechnet sich danach 

für die Jahre 2006 bis 2015 ein Ersatzbedarf von 

insgesamt knapp 107 000 Wohnungen. Im da-

rauffolgenden Jahrzehnt wird dieser Bedarf 

mit 165 000 Einheiten deutlich höher ausfallen. 

Für den gesamten Betrachtungszeitraum 2005 

bis 2025 ergibt sich damit ein Ersatzbedarf in 

Höhe von gut 271 000 Einheiten, was einem 

Anteil von 5,6 % bezogen auf den aktuellen 

Wohnungsbestand entspricht.

Im Gegensatz zu den festgestellten deutlichen 

regionalen Unterschieden beim Wohnungs-

defizit und beim Wohnungsneubedarf zeigt sich 

hier ein relativ einheitliches Bild: Die Spannweite 

reicht von einem Bedarf in Höhe von 4,5 % be-

zogen auf den Wohnungsbestand im Landkreis 

Böblingen bis 7,3 % im Stadtkreis Stuttgart.

Künftiger Gesamtbedarf liegt bei 

450 000 Wohnungen

Der zukünftige Wohnungsbedarf errechnet sich 

aus der Summe des Wohnungsneu- und des 

Wohnungsersatzbedarfs. Was den Wohnungs-

neubedarf betrifft, so werden – wie bereits 

dargestellt – die starken Haushaltszuwächse 

zu Beginn der 90er-Jahre aller Voraussicht nach 

in den kommenden Jahren bei Weitem nicht 

mehr erreicht werden; landesweit wird der Be-

darf bis 2025 bei nur 183 000 Wohnungen bzw. 

S3
Voraussichtliche Entwicklung 
des Wohnungsbedarfs
in Baden-Württemberg bis 2025

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 332 07

2006 - 2010 2011 - 2015 2016 - 2020 2021 - 2025

77

50

60
57

38

72

8

93
in Tsd.

Wohnungsneubedarf

Wohnungsersatzbedarf
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bei 3,8 % bezogen auf den Wohnungsbestand 

liegen. Wird außerdem der Wohnungsersatz-

bedarf berücksichtigt, errechnet sich ein künfti-

ger Gesamtbedarf von etwas mehr als 450 000 

Wohnungen; das sind landesweit immerhin 

gut 9 % bezogen auf den Wohnungsbestand.

Dieser künftige Bedarf verteilt sich recht unter-

schiedlich auf die einzelnen Teilräume des 

Landes: Der höchste Gesamtbedarf wurde für 

die Landkreise Heilbronn, Karlsruhe, Breisgau-

Hochschwarzwald und Emmendingen ermittelt 

(vgl. Tabelle sowie Schaubild 2). In den Stadt-

kreisen Heidelberg, Mannheim und Stuttgart 

sowie dem Landkreis Heidenheim wird dieser 

Bedarf ausschließlich aus dem Ersatzbedarf 

resultieren, da für den Betrachtungszeitraum ein 

Rückgang der Haushaltszahlen erwartet wird.

Baubedarf bis 2010 bei jährlich 28 000 Woh-

nungen, danach bei 22 000 Einheiten 

Zur Deckung des landesweiten Bedarfs in Höhe 

von gut 450 000 Wohnungen bis zum Jahr 2025 

wäre der Bau von jährlich ca. 22 000 Einheiten 

erforderlich. Dieser Wert stellt aber eine Unter-

grenze dar, da der Bedarf zum Abbau der par-

tiell bestehenden Wohnungsdefizite noch nicht 

berücksichtigt ist.4  Wird deshalb unterstellt, dass 

diese Defizite bis zum Jahr 2010 abgebaut sein 

sollen, so ergibt sich für diesen Zeitraum ein 

jährlicher Fertigstellungsbedarf in Höhe von 

knapp 28 000 Wohnungen, danach von etwa 

22 000 Wohnungen.

Innerhalb des Vorausrechnungszeitraums wer-

den sich die Gewichte der beiden Hauptkom-

ponenten – Neubedarf und Ersatzbedarf – er-

heblich verschieben: Wird bis zum Jahr 2015 

der Neubedarf noch größer als der Ersatzbe-

darf sein, so wird der Baubedarf nach dem 

Jahr 2020 fast ausschließlich aus dem Ersatz 

für wegfallende Wohnungen resultieren (vgl. 

Schaubild 3).

Der errechnete jährliche Baubedarf in Höhe von 

28 000 bzw. 22 000 Wohnungen wird aber auch 

aus einem weiteren Grund eine Untergrenze 

darstellen: In die überwiegend gute Bilanz geht 

der gesamte Wohnungsbestand ein und damit 

auch Wohnungen, die dem Wohnungsmarkt 

faktisch nicht zur Verfügung stehen. Gemeint 

sind beispielsweise Wohnungen von erwach-

senen Kindern, die bisher in einer eigenen 

Wohnung im Haus der Eltern gelebt haben, die 

aber nach dem Auszug der Kinder gar nicht 

mehr vermietet werden. 

Weiter könnte der ermittelte Fertigstellungs-

bedarf aber auch deshalb eine Untergrenze 

darstellen, weil in Teilräumen, in denen es zu 

einem besonders starken Rückgang der Bevöl-

kerungs- bzw. Haushaltszahlen kommen wird, 

der Wohnungsabgang höher ausfallen könnte 

als errechnet: In schrumpfenden Regionen wer-

den nämlich Wohnungen, die aufgrund der Bau-

substanz und/oder der Lage nicht ausreichend 

attraktiv sind, nicht mehr marktfähig sein.

Modernisierungsbedarf gewinnt erheblich 

an Bedeutung

Hinzu kommt ein Weiteres: Vor dem Hinter-

grund rückläufiger Haushaltszahlen gewinnt 

die Modernisierung und die Instandsetzung 

des Wohnungsbestands erheblich an Bedeu-

tung. Knapp zwei Drittel des gesamten Woh-

nungsbauvolumens entfallen derzeit bereits 

auf Bestandsmaßnahmen.5 Das bedeutet, dass 

die Perspektiven für die Bauwirtschaft besser 

sind als diese in den ermittelten Bedarfszahlen 

zum Ausdruck kommen.

Andere Untersuchungen kommen zum Teil auch 

deshalb zu einem deutlich höheren Bedarf, 

weil die in den letzten Jahren deutlich gestie-

gene Pro-Kopf-Wohnfläche einfach in zusätz-

liche Wohnungen umgerechnet wurde.6 Der 

Anstieg der Wohnfläche je Einwohner in den 

letzten Jahren resultiert zwar auch aus dem 

Bau größerer Wohnungen, entscheidend ist 

aber vor allem der sogenannte Remanenzeffekt: 

Die Pro-Kopf-Versorgung ist einfach deshalb 

angestiegen, weil beispielsweise erwachsene 

Kinder aus der elterlichen Wohnungen auszie-

hen oder ein Lebenspartner stirbt. Aus diesem 

Effekt aber einen Bedarf an zusätzlichen Woh-

nungen abzuleiten, ist nicht opportun. 

Ob sich aber der ermittelte Wohnungsbedarf 

auch in einer entsprechenden Nachfrage nieder-

4  Landesweit hat sich zwar 
eine rechnerische Über-
versorgung ergeben, aber 
nur deshalb, weil Defizite 
von Gemeinden einerseits 
mit „überversorgten“ Ge-
meinden andererseits 
„verrechnet“ wurden. 
Dies ist aber nur dann 
opportun, wenn Gemein-
den mit einem Wohnungs-
fehlbestand im Umland 
von Gemeinden mit einer 
rechnerischen Überver-
sorgung liegen. Würden 
deshalb diese regionalen 
Defizite in einem adäqua-
ten Umfang berücksich-
tigt, so läge der landes-
weite „Nachholbedarf“ in 
einer Größenordnung von 
gut 25 000 Wohnungen.

5 Vgl. Waltersbacher, 
Matthias: Räumliche Aus-
wirkungen des demogra-
phischen Wandels auf den 
Wohnungsmarkt, in: De-
mographische Trends  in 
Deutschland, hrsg. von 
der Akademie für Raum-
forschung und Landespla-
nung, 2006, S. 128.

6  Vgl. beispielsweise Si-
mons, Harald: Die lang-
fristige Entwicklung des 
Wohnungsbedarfs in 
Deutschland, in: Der 
Langfristige Kredit, 50. Jg, 
1999, S. 705 ff.   

Abbildung: Beispiel einer Bildschirmtabelle zur Wohnungsbedarfsprognose

               STATISTISCHES LANDESAMT BADEN-WÜRTTEMBERG - L I S -
98035012 Wohnungsbedarfsprognosen                 Gebiet: RADOLFZELL A.BODENS.ST
--------------------------------------------------------------------------------
   Wohnungsdefizit 2005 sowie Wohnungsneubedarf und -ersatzbedarf bis 2025 *)
--------------------------------------------------------------------------------

Wohnungsdefizit 2005 1)         140

                          2006-2010  2011-2015  2016-2020  2021-2025  2006-2025 

Wohnungsneubedarf               350        280        215        115        965 

Wohnungsersatzbedarf            110        125        160        210        600 

Künftiger Bedarf insgesamt      460        400        375        325       1560 

Künft.Bedarf insg. in % 2)      3,3        2,9        2,7        2,3       11,1 

*) Fünferrundung.- Zur Methodik und den getroffenen Annahmen vgl. unter
   www.statistik-bw.de  (Suchbegriff: Wohnungsbedarfsprognose).
1) Negative Werte bedeuten eine rechnerische Überversorgung. Fünferrundung.
2) des aktuellen Wohnungsbestandes
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schlagen wird, ist derzeit noch offen. Neben der 

wirtschaftlichen Erholung spricht hierfür vor 

allem auch, dass die Kaufkraft breiter Bevölke-

rungsschichten durch die in den kommenden 

Jahren vermehrten Erbschaften gestärkt werden 

wird. 

Offen bleiben muss aber, inwieweit alle Bevöl-

kerungsschichten in den nächsten Jahren adä-

quat mit Wohnraum versorgt sein werden. Denn 

es ist zu befürchten, dass dies vor allem in so-

zial schwächeren Schichten auch weiterhin nicht 

immer der Fall sein wird. Die rechnerische Aus-

geglichenheit des Wohnungsmarktes sagt näm-

lich noch nichts über die Angemessenheit der 

Wohnungsgröße und der Zimmerzahl aus, die 

einem Haushalt zur Verfügung steht.

Regionalergebnisse über Internet abrufbar

Die Ergebnisse dieser Wohnungsbedarfspro-

gnose stehen über das Landesinformations-

system Baden-Württemberg (LIS) und auch 

dire kt über das Internet (www.statistik-bw.de) 

Interessenten zur Verfügung, und zwar für Städte 

bzw. aus Städten und Gemeinden zusammen-

setzbaren Raumeinheiten. Hierzu wurde eine 

Bildschirmtabelle vorbereitet (vgl. Abbildung). 

Allerdings werden – da zufallsbedingt für sehr 

kleine Raumeinheiten keine verlässlichen Vo-

rausrechnungen erstellt werden können – Ergeb-

nisse nur für Gebiete mit einer Mindesteinwoh-

nerzahl von 30 000 veröffentlicht. Damit wird 

nicht zuletzt der Tatsache Rechnung getragen, 

dass Prognosen mit zunehmender Regionali-

sierung „anfälliger“ werden für regional wir-

kende politische oder wirtschaftliche Entschei-

dungen. Beispielsweise kann die Ausweisung 

eines Baugebiets, die zum Zeitpunkt der Pro-

gnoseerstellung nicht absehbar war, für eine 

Gemeinde zu einem erheblichen Anstieg der 

Haushaltszahl und damit zu einem erhöhten 

Wohnungsbedarf führen, während dies auf 

Kreisebene schon nicht mehr spürbar sein 

muss. Dagegen kann die Schließung eines 

größeren ortsansässigen Betriebes zu gravieren-

den Abwanderungen führen – falls in der Um-

gebung nicht ausreichend Ersatzarbeitsplätze 

zur Verfügung stehen – während dies auf Lan-

desebene praktisch keine Auswirkungen hat.

Weitere Auskünfte erteilen

Werner Brachat-Schwarz, Telefon 0711/641-28 35,

Werner.Brachat-Schwarz@stala.bwl.de

Heike Schmidt, Telefon 0711/641-25 50,

Heike.Schmidt@stala.bwl.de

Cornelia Schwarck, Telefon 0711/641-28 32,

Cornelia.Schwarck@stala.bwl.de

kurz notiert ...

Im Jahr 2006 wurden rund 37 200 Wohnungen 

bezugsfähig

Im Jahr 2006 wurden insgesamt knapp 37 200 

Wohnungen neu bezugsfertig. Dabei handelt 

es sich um Neubau von Wohnungen und Nicht-

wohngebäuden sowie um Baumaßnahmen am 

Bestand. Gegenüber dem Vorjahr liegen die 

Fertigstellungszahlen damit um gut 3 % oder 

1 100 Wohnungen höher.

Im Wohnungsneubau (Wohn- und Nichtwohn-

gebäude) wurden im Jahr 2006 rund 34 200 

Wohnungen bezugsfertig. Das sind über 4 % 

mehr als im Jahr davor. Dieses Plus resultiert 

vor allem aus den um 9 % höheren Fertigstel-

lungen bei Einfamilienhäusern. Nicht ganz die 

Hälfte der Fertigstellungen im Wohnungsneu-

bau, rund 16 400, entfiel auf diesen Gebäude-

typ. Dagegen ging die Zahl der in Zweifamilien-

häusern fertiggestellten Wohnungen deutlich 

zurück, nämlich um 5 %. Für das Jahr 2006 

wurden somit etwa 4 800 bezugsfertige Woh-

nungen in Zweifamilienhäusern gemeldet. Mit 

einem leichten Plus von 1 % blieb der Zuwachs 

der Wohnungsfertigstellungen  in Mehrfamilien-

häusern gegenüber dem Vorjahr nahezu stabil. 

Rund 11 700 neue Wohnungen wurden in Mehr-

familienhäusern fertiggestellt.

Realsteuerhebesätze aller Kommunen 

Deutschlands 2006

Welche der 12 313 deutschen Kommunen bie-

tet Unternehmen die günstigsten Gewerbe-

steuerhebesätze? Wo sind für Hauseigentümer 

die Grundsteuerhebesätze am höchsten? 

Diese und weitere Fragen lassen sich anhand 

der jetzt vorliegenden bundesweiten Übersicht 

über die Hebesätze der Grundsteuer A (für 

land- und forstwirtschaftlich genutzte Flächen), 

der Grundsteuer B (für andere Grundstücke) 

sowie der Gewerbesteuer beantworten.

Eine Excel-Datei mit den Hebesätzen der Real-

steuern kann beim Statistischen Landesamt 

Baden-Württemberg Böblinger Straße 68, 

70199 Stuttgart, Telefon: (0711) 641-28 66 zum 

Preis von 20,00 Euro zuzüglich Versandkosten 

angefordert, oder im Inter net unter www.statistik-

bw.de (Veröffentlichungen) bestellt werden.


